
Donnerstag, 11. August 2011
Newsletter von Bernhard Seidenath aus dem Landtag

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Freunde,

mit beiliegendem Text möchte ich Sie/Euch über die Schwerpunkte der Arbeit der CSU-Landtags-
fraktion im vergangenen Monat Juli informieren.

Große Infrastrukturprojekte bewegen die Menschen in unserem Land. Hierzu muss man gar nicht  
erst nach Stuttgart blicken. Uns in Bayern – insbesondere im Großraum München und in unserem 
schönen  Landkreis  Dachau –  bewegt  derzeit  unter  anderem der  Bau der  Zweiten  S-Bahn-
Stammstrecke in München, ein Projekt, das im vitalen Interesse der an Bevölkerung weiter zu-
nehmenden Landkreise rund um die Landeshauptstadt, also auch unseres Landkreises Dachau,  
liegt. Wenn wir nicht im Autoverkehr ertrinken wollen, sind wir auf ein ebenso leistungsfähiges  
wie verlässliches und pünktliches Angebot an öffentlichem Personennahverkehr angewiesen. Und 
das geht nur mit einem zweiten S-Bahn-Tunnel in der Münchner Innenstadt. Ich bin Ministerprä-
sident Horst Seehofer sehr dankbar, dass er in dieser Position deutlich auch gegenüber der Bun-
desregierung Stellung bezieht. Ich habe dies in einem Schreiben an Herrn Ministerpräsidenten 
zum Ausdruck gebracht, das ich diesem Newsletter zu Ihrer/Eurer Kenntnis beilege.

Die hausärztliche Versorgung und die Verhandlungen des Bayerischen Hausärzteverban-
des mit den Krankenkassen über neue Hausarztverträge sind in den letzten Wochen häufig 
in den Medien thematisiert worden. In einigen Bereichen – etwa bei den Landwirtschaftlichen 
Krankenkassen sowie bei der Techniker Krankenkasse – gibt es hier sehr erfreuliche Entwicklun-
gen zu vermelden. Bei anderen Krankenkassen, beispielsweise gegenüber der größten Kranken-
kasse in Bayern, der AOK, lassen solch positive Nachrichten noch auf sich warten. Bayerns Ge-
sundheitsminister Dr. Markus Söder  - der am 26. August am Abend übrigens nach Puch in den 
Landkreis Dachau kommen wird – hat den aktuellen Sachstand in einem informativen Schreiben 
zusammengefasst, das ich Ihnen/Euch nicht vorenthalten möchte und deshalb ebenfalls diesem 
Newsletter beilege.

Im Eindruck der Schuldenkrise in Griechenland, Portugal oder auch Spanien bewegen die Men-
schen in unserem Land derzeit die  Stabilität des Euro ebenso sehr wie die  Geschehnisse an 
den Aktienmärkten. Für mich persönlich ist rational nicht nachvollziehbar, was in den letzten 
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Tagen an den Aktienmärkten in Europa und auch in Deutschland passiert ist. Denn die Wirt -
schaftsdaten in unserem Land sind hervorragend, die Auftragsbücher sind voll und die Arbeitslo-
sigkeit sinkt. Schon einmal hatten wir – Ende 2008 – eine von den Finanzmärkten her induzierte 
Krise der Wirtschaft und der Konjunktur erlebt, die sich im Jahr 2009 zur schärfsten Rezession 
ausgeweitet hat, die unser Land seit 1949 erlebt hatte. Ein solcher Effekt darf sich schlicht nicht  
wiederholen. Aus der Sicht eines Landtagsabgeordneten kann ich aktuell allerdings nur feststel-
len, dass es seitens der Bayerischen Staatsregierung bzw. des Landtags letztlich keine Einfluss-
möglichkeiten auf das Marktgeschehen an den Börsen gibt.

Im letzten Newsletter hatte ich Sie/Euch über die Zukunft der Freiwilligendienste informiert 
und die Unterschiede zwischen dem Bundesfreiwilligendienst und den Jugendfreiwilligendiensten 
dargestellt. Für beide Formate stehen bundesweit jeweils 35.000 Stellen zur Verfügung. Da die Ju-
gendfreiwilligendienste in den ersten Wochen offenbar begehrter als der Bundesfreiwilligendienst 
sind, hat das Bundesfamilienministerium nun überraschend seine Kriterien geändert und fordert 
die Träger auf, auf je drei Stellen der Jugendfreiwilligendienste mindestens zwei Stellen des Bun-
desfreiwilligendienstes zu schaffen. Dies aber verstößt gegen die ursprünglichen Abmachungen, 
weshalb die Bayerische Staatsregierung gegen diese neue Regelung auch überaus deutlich oppo-
niert hat. Mit guten Gründen hatte das Bundesfamilienministerium ursprünglich darauf verzich-
tet, eine Relation zwischen beiden Formaten herzustellen. Dabei sollte es bleiben. Denn die Träger 
haben sich bereits längst anders eingerichtet. Und eine zahlenmäßige Verbindung zwischen einem 
Jugendfreiwilligendienst  und  dem  Bundesfreiwilligendienst  wäre  auch  nicht  sachgerecht.  
Auch läuft diese neueste Entwicklung den Anträgen zuwider, die die CSU-Landtagsfraktion im 
vergangenen Monat im Landtag gestellt hat. Die Staatsregierung soll demnach nämlich prüfen,  
wie die Förderung der Jugendfreiwilligendienste über das bisherige Maß von Freiwilligem Sozia-
lem Jahr (FSJ) und Freiwilligem Ökologischem Jahr (FÖJ) hinaus auf Tätigkeitsfelder, wie etwa im 
Rahmen der Betreuung an Ganztagsschulen oder in der Kulturarbeit, ausgedehnt werden kann.  
Jedenfalls  muss dabei  sichergestellt  werden, dass die Qualität  durch entsprechende Qualifizie -
rungsmaßnahmen gewahrt bleibt. 
So weit meine aktuellen Betrachtungen und die wichtigsten aktuellen Themen aus dem Landtag. 
Ihnen/Euch allen wünsche ich nun eine gedeihliche Lektüre und vor allem eine sonnige und er-
holsame Sommerzeit! Ich freue mich, wenn wir uns das ein oder andere Mal auf dem Dachauer  
Volksfest begegnen.

Mit allen guten Wünschen und mit herzlichen Grüßen verbleibe ich

Ihr/Euer 

Bernhard Seidenath
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Wald- und Forstwirtschaft haben zentrale Bedeutung 
bei der Energiewende

Beim Umbau der Energieversorgung 
in Bayern sind für uns auch die großen 
Potenziale  der  bayerischen  Wald- 
und Forstwirtschaft von zentraler Be-
deutung.

Die CSU-Fraktion hat die Staatsregie-
rung daher in einem Dringlichkeitsan-
trag  aufgefordert,  die  Wald-  und 
Forstwirtschaft bei der Energiewende 
ausreichend zu berücksichtigen und 
die  Clusterinitiative  Forst  und  Holz 
weiter zu unterstützen. 

Dazu  gehört  für  uns  unter  anderem, 
dass  die  energetische  Nutzung von 
Holz  um  weitere  15 % von  heute 
4,8 Mio. t auf 5,5 Mio. t Trockenmasse 
gesteigert wird. 
Um dieses Ziel zu erreichen, ist es er-
forderlich,  die  im  kleinstrukturierten 
Privatwald noch steckenden Holznut-
zungsreserven zu aktivieren. Hierfür 
soll eine Initiative zur Aktivierung der 
Waldbesitzer auf  den  Weg  gebracht 
werden.  Die  Forstliche  Beratung  und 
die Zusammenschlüsse der Waldbesit-
zer  sind  in  diesem  Zusammenhang 
von zentraler Bedeutung.

Auch der  Einsatz von Holz als Bau-
stoff zur CO2-Vermeidung soll im Rah-

men  einer  gleichberechtigten  Ver-
wendung  der  verschiedenen  Bau-
stoffe  vorangetrieben werden.  Der 
Rohstoff  ist  lokal  verfügbar und  hat 
kurze  Transportwege.  Für  die  Pro-
duktion des Baustoffes Holz ist nur ein 
geringer  Energieeinsatz erforderlich, 
der Baustoff selbst speichert langfris-
tig Kohlenstoff und ist zudem geeig-
net,  konventionelle Baustoffe zu er-
setzen.

Außerdem haben wir  die Staatsregie-
rung  aufgefordert,  das  Leitbild  der 
Forstpolitik einer  naturnahen, nach-
haltigen  und  multifunktionalen 
Waldwirtschaft auf  möglichst  allen 
Waldflächen weiter zu verfolgen. Die-
ser  integrative  Ansatz  verbindet 
Schutz und Nutzung auf ideale Weise 
und setzt auf  freiwillige Leistungser-
bringung der Waldbesitzer. 

Ferner soll die bayerische Biodiversi-
tätsstrategie  fortgeführt und  darauf 
hingewirkt  werden, dass in der Wald-
strategie  des  Bundes  auf  die  Benen-
nung  konkreter  Größenordnungen  für 
Flächenstilllegungen im Wald verzich-
tet  wird.  Der  traditionelle,  verantwor-
tungsvolle  Umgang mit  dem Waldbe-
sitz bedarf nach unserer Überzeugung 
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keiner verschärften Auflagen oder gar 
großflächigen  Stilllegungen.  Bayern 
hat sich nämlich  bewusst für den in-

tegrativen  Weg  des  „Schützens 
durch Nützen“ entschieden.

Arbeitsmarktpolitische Instrumente zeitgerecht weiterentwickeln

Die  anstehende Reform der  arbeits-
marktpolitischen  Instrumente kann 
einen wichtigen Beitrag dazu leisten, 
den  Arbeitsmarkt  in  Deutschland 
weiter zu konsolidieren. 
Dazu  ist  insbesondere  eine  Flexibili-
sierung und verbesserte Zielgenau-
igkeit der Instrumente notwendig.

Die CSU-Fraktion hat vor diesem Hin-
tergrund die Stellungnahme des Bun-
desrates  vom 8. Juli  2011  (BR-Drs. 
313/11) zum Entwurf  eines  Gesetzes 
zur Verbesserung der Eingliederungs-
chancen  am  Arbeitsmarkt  in  einem 
Dringlichkeitsantrag ausdrücklich be-
grüßt. 

Für uns ist entscheidend, dass die Ein-
gliederungsleistungen unter  folgen-
dem  Leitgedanken ausgestaltet  wer-
den:  So  viele  Ermessensleistungen 
wie möglich, so viele Pflichtleistun-
gen wie nötig. 
Soweit Pflicht- in Ermessensleistungen 
umgewandelt werden, darf dies jedoch 
nicht  dazu führen,  dass die  Arbeits-
marktpolitik  künftig noch stärker als 
bisher unter dem Aspekt der Konsoli-
dierung  des  Bundeshaushalts  und 
des  Haushalts  der  Bundesagentur 
für  Arbeit erfolgt.  Maßgebend dürfen 
allein  die  arbeitsmarktpolitischen 
Notwendigkeiten sein. 

Deshalb haben wir in unserem Dring-
lichkeitsantrag  folgende  Forderungen 
formuliert:

● Vermittlungsunterstützende  Leis-
tungen weiterentwickeln

● Förderung  der  Aufnahme  einer 
selbständigen Tätigkeit vereinheitli-
chen

● Verbesserung  der  Förderung  der 
beruflichen Weiterbildung

● Vereinfachung und Zusammenfas-
sung der bestehenden Regelungen 
zu den Eingliederungszuschüssen

● Wiedereinführung der freien Förde-
rung im SGB III

● Neukonzeption der öffentlich geför-
derten Beschäftigung

● Neuausrichtung  der  Ausbildungs-
förderung

● Ausbildung  nach  dem  Alten-  und 
Krankenpflegegesetz stärken

● Ganzheitliche  Projekte  für  sozial 
benachteiligte junge Menschen si-
cherstellen

● Sozialpädagogische Begleitung für 
minderjährige  Auszubildende  si-
cherstellen
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● Mittelausstattung der Jobcenter si-
cherstellen

Dabei sind wir  uns natürlich bewusst, 
dass für die Verbesserung der Situati-
on  auf  dem Arbeitsmarkt  letztlich  die 
gesamtgesellschaftlichen  Rahmen-
bedingungen  und  Strukturen  ent-
scheidend sind. Die  arbeitsmarktpo-

litischen  Instrumente sind  lediglich 
eine Stellschraube dafür, dem Entste-
hen  von  Arbeitslosigkeit  entgegenzu-
wirken, die Dauer von Arbeitslosigkeit 
zu  verkürzen  und  den  Ausgleich  von 
Angebot und Nachfrage auf dem Aus-
bildungs-  und  Arbeitsmarkt  zu  unter-
stützen.

Ergebnisse des Runden Tisches Heimerziehung 
in Bayern umsetzen

In  einem  weiteren  Antrag hat  die 
CSU-Fraktion  noch  einmal  deutlich 
gemacht,  dass sie  das  erlittene Un-
recht und Leid, das Kindern und Ju-
gendlichen  in verschiedenen Heimen 
in Bayern widerfahren ist,  zutiefst be-
dauert. 

Bei  der  Heimerziehung  in  den  50er 
und 60er Jahren des letzten Jahrhun-
derts kam es auch in Bayern zu zahl-
reichen  Rechtsverstößen,  die  auch 
mit dem damals geltenden Recht und 
seiner  Auslegung nicht  vereinbar  wa-
ren. 
Für das erlebte Leid der Heimkinder 
in Deutschland  verantwortlich waren 
Vormünder,  Pfleger,  Jugendämter, 
Landesjugendämter,  Vormundschafts-
gerichte,  Träger von öffentlichen, frei-
en,  kirchlichen und sonstigen Einrich-
tungen, Heimleitungen, Personal, aber 
auch Eltern und die für die rechtlichen 
Rahmenbedingungen  und  Richtlinien 
und  deren  Anwendung  Verantwortli-
chen. Hierzu zählen neben Bund und 
Gerichten auch die Bundesländer.

Vor diesem Hintergrund begrüßen wir 
den Abschlussbericht des vom Deut-
schen  Bundestag  eingesetzten  Run-
den Tisches „Heimerziehung in den 
50er und 60er Jahren“ vom Dezem-
ber 2010. 
Wir  sehen darin  eine gute Grundlage 
für  die  dringend  notwendige  Aufar-
beitung der  Geschichte  der  Heimer-
ziehung und des gegenüber ehemali-
gen  Heimkindern  geschehenen  Un-
rechts. Wir danken deshalb allen, die 
an dieser wichtigen Aufgabe mitgewirkt 
haben.

Daher  begrüßen  wir auch  den  Be-
schluss der  Jugend-  und Familien-
ministerkonferenz  (JFMK)  vom 
26./27.  Mai  2011 in  Essen,  der  eine 
Beteiligung  der  Länder an  dem  zu 
schaffenden zentralen Fonds für erfor-
derliche  Hilfeleistungen  und  für  den 
Rentenversicherungsausgleich ehema-
liger Heimkinder in Aussicht stellt. 
Neben  dem  Bund  und  den  beiden 
großen  Kirchen  wollen  sich  auch  die 
westlichen Bundesländer und deren 
Kommunen insgesamt mit einem Drit-
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tel an dem Gesamtvolumen von 120 
Mio. Euro beteiligen.

Die CSU-Fraktion hat die Staatsregie-
rung daher in einem Antrag aufgefor-
dert,  die  in  den  Zuständigkeitsbe-
reich der Länder fallenden Vorschlä-
ge des Runden Tisches und der JFMK 
–  vorbehaltlich  des  Haushaltsprimats 
des Landtags – umzusetzen. 
Dabei  erwarten  wir  insbesondere, 
dass niederschwellige regionale An-
lauf-  und  Beratungsstellen für  ehe-
malige Heimkinder in Bayern, aufbau-
end  auf  den  bereits  vorhandenen 
Strukturen,  eingerichtet werden.  Au-
ßerdem sollen sich der Freistaat Bay-
ern und die bayerischen Kommunen 
an dem gemeinsamen Fonds von Kir-

chen, Bund, Ländern und Kommunen 
beteiligen. 
Daneben  soll  die  Aktensicherung 
vorangetrieben und die Aufarbeitung 
der  Akten  unterstützt  werden.  Ehe-
malige Heimkinder sollen bei der Ein-
sicht in ihre damaligen personenbezo-
genen  Akten,  bei  der  Ermittlung  und 
Durchsetzung von Ansprüchen, bei der 
Suche  nach  therapeutischen  Einrich-
tungen  sowie  rehabilitativen  Maßnah-
men und bei der Aufnahme von Kon-
takten zu Leistungsträgern aktiv unter-
stützt werden. 
Außerdem  ist  es  uns  wichtig, dass 
den  betroffenen  ehemaligen Heimkin-
dern  alle  notwendigen  Hilfen  effek-
tiv, zügig und unkompliziert gewährt 
werden.

Revierübergreifende Bewegungsjagden verstärkt durchführen

Revierübergreifende Bewegungsjag-
den sind  rechtlich zulässige  Jagdme-
thoden,  die  als  effektiv  und  tier-
schutzgerecht empfohlen  werden. 
Durch sie kann zum einen ein  wichti-
ger Beitrag zur Regulation von Wild-
beständen im Interesse der Waldbe-
sitzer geleistet  und zum anderen die 
nötige  Reduktion  von  Schwarzwild 
im Interesse der Landwirte vorange-
trieben werden.  Zudem  erhält  das 
Wild durch die zeitliche Konzentration 
der jagdlichen Eingriffe deutlich mehr 
ungestörte Ruhephasen.

Die CSU-Fraktion hat die Staatsregie-
rung daher in einem Antrag aufgefor-
dert,  auf  die  verstärkte  Durchfüh-
rung revierübergreifender Bewegungs-
jagden, insbesondere auf Schwarzwild, 
hinzuwirken. Durch  Lehrjagden  sol-
len praxisnahe Anschauungsobjekte 
geschaffen werden. 

Neben den beteiligten Verbänden und 
Behörden  sollen  auch  die  Bayeri-
schen Staatsforsten gemeinsam  mit 
angrenzenden  Revierinhabern  und 
Jagdgenossenschaften  revierüber-
greifende  Bewegungsjagden  ansto-
ßen und umsetzen.
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Neue Jagdtechniken prüfen

Als weitere Maßnahme eines Gesamt-
pakets zur  Lösung der bestehenden 
Schwarzwildproblematik fordern  Jä-
ger vor Ort seit Jahren den  Test von 
Nachtzielgeräten,  um  den  Abschuss 
des Schwarzwildes zu steigern.

Wir  haben  die  Staatsregierung  daher 
in einem Antrag aufgefordert, im Rah-
men des Projekts „Brennpunkt Schwar-
zwild“ die vom Bundeskriminalamt er-
öffneten  landesrechtlichen  Möglich-
keiten zum Einsatz von Nachtzielge-
räten  umfassend  auszuschöpfen 
und  den  Praktikabilitätstest  in  den 
ausgewählten  Modellgebieten um-
gehend mit  den  Beteiligten  vor  Ort 
einzuleiten. 
Schwerpunkt dieser Tests sollen da-
bei  insbesondere die  Verhütung von 
Wildschäden in der Feldflur und die 
Umsetzung  der  Ziele  der  „Gemein-
samen Empfehlungen zur Reduktion 

überhöhter  Schwarzwildbestände“ 
sein.

Außerdem soll  dafür Sorge getragen 
werden, dass bei den Tests neben Ge-
meinschafts-  und  Eigenjagdrevieren 
auch  betroffene  Forstbetriebe  der 
Bayerischen  Staatsforsten bei  Be-
darf  auf  ihren Flächen  in  geeigneter 
Weise eingebunden werden. 

Ferner  haben wir  die  Staatsregierung 
aufgefordert, bei Behörden bereits vor-
handene  geeignete Nachtzielgeräte 
leihweise zur Verfügung zu stellen, 
um  die  vorhandenen  Fachkenntnisse 
und  sonstigen  technischen  Ressour-
cen  in  das  Projekt  „Brennpunkt 
Schwarzwild“ einzubringen.

Über  die  Ergebnisse  des  Projekts  ist 
dem Landtag nach Abschluss zu be-
richten.

Stärkung der Jugendfreiwilligendienste – konzeptionelle Weiterent-
wicklung des Freiwilligen Sozialen Jahrs und des Freiwilligen Öko-

logischen Jahrs

Freiwilligendienste wie das Freiwillige 
Soziale Jahr (FSJ) und das Freiwillige 
Ökologische Jahr (FÖJ) bieten jungen 
Erwachsenen  Gelegenheiten,  soziale 
Verantwortung zu übernehmen, ihre 
Fähigkeiten  zu  erproben und  sich 
persönlich und beruflich zu orientie-
ren. Wegen der gelungenen Kombina-
tion aus Orientierungsphase und sozia-
lem  Engagement  für  das  Gemeinwe-

sen erfahren diese Freiwilligendienste 
hohe Akzeptanz.

Damit  sie  auch nach der  Aussetzung 
der Wehrpflicht zum 30. Juni 2011 und 
der Einführung des neuen Bundesfrei-
willigendienstes  (BFD)  zum  1.  Juli 
2011 attraktiv bleiben, bedarf es einer 
gleichgewichtigen  konzeptionellen 
Ausgestaltung.
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Wir  haben  die  Staatsregierung  daher 
in einem Antrag aufgefordert zu prü-
fen, wie im Rahmen der vorhandenen 
Stellen und Mittel  die  Förderung der 
Jugendfreiwilligendienste über  das 
bisherige Maß von FSJ und FÖJ hin-
aus  auf  Tätigkeitsfelder,  wie  etwa  im 
Rahmen der Betreuung an Ganztags-
schulen oder in der Kulturarbeit,  aus-
gedehnt werden kann. 
Hierbei  ist  aber  sicherzustellen,  dass 
die  Qualität  durch  entsprechende 
Qualifizierungsmaßnahmen gewahrt 
bleibt. 

Außerdem soll geprüft werden, wie ge-
gebenenfalls  weitere Jugendfreiwilli-
gendienste  in  die  Landesförderung 
auf  Richtlinienbasis  aufgenommen 
werden  können,  und  wie der  infolge 
des  doppelten  Abiturjahrgangs  zu  er-
wartende  deutliche Anstieg des Be-
darfs  an  FSJ-  und  FÖJ-Stellen  ge-
deckt werden kann.

Ferner soll die Staatsregierung darüber 
berichten, wie  die  Landesförderung 
für  FSJ  und  FÖJ  in  Bayern im Ver-
gleich  zu  anderen  Bundesländern 
ausgestaltet ist.

Mittel für § 45 a Personenbeförderungsgesetz ausschöpfen und 
bei der Neuordnung der Ausgleichsleistungen einen Demographie-

faktor prüfen

Die Entscheidung der Staatsregierung, 
die  Sollkostensätze für  Ausgleichs-
leistungen  im  Ausbildungsverkehr 
nach § 45 a Personenbeförderungsge-
setz  rückwirkend  zum  1. Januar 
2011 um 9 % zu erhöhen und im Jahr 
2012  erhöhte  Vorauszahlungen zu 
leisten,  begrüßt  die  CSU-Fraktion 
ausdrücklich.

In einem Antrag haben wir die Staats-
regierung aufgefordert,  die im Staats-

haushalt  bereitgestellten  Mittel  auch 
künftig möglichst zügig an die Unter-
nehmen  weiterzuleiten und  bei  der 
grundlegenden Neuordnung der Aus-
gleichsleistungen ab 2013 zu prüfen, 
ob ein  Demographiefaktor in die Be-
rechnungsformel  aufgenommen  wer-
den kann, um auch in  Regionen mit 
rückläufiger  Bevölkerungszahl für 
den  Ausbildungsverkehr  ein  ausrei-
chendes Angebot im ÖPNV sicherzu-
stellen.

Weitere Maßnahmen und Initiativen
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Bekämpfung  der  Equinen  infekti-
ösen Anämie (EIA)

Seit  September 2010 sind in Bayern 
gehäuft  Fälle  der  ansteckenden 
Blutarmut der Einhufer (Equinen in-
fektiösen  Anämie)  aufgetreten.  Eine 
Impfung gegen das Virus gibt es nicht. 
Da auch keine Therapie verfügbar ist, 
müssen positiv getestete Tiere umge-
hend getötet werden. 

Wir haben die Staatsregierung deshalb 
in einem Antrag aufgefordert, im Aus-
schuss  für  Umwelt  und  Gesundheit 
einen  Sachstandsbericht zur  Be-
kämpfung der EIA bei Einhufern zu ge-
ben. 
Insbesondere  soll  darüber  berichtet 
werden,  wie  viele  Krankheitsfälle  in 
Bayern bislang in welchen Landkreisen 
aufgetreten sind, und ob eine regionale 
Häufung  zu  beobachten  ist.  Es  soll 
auch dargestellt werden, welche Maß-
nahmen  ergriffen  werden,  um  die 
Krankheit  zu  bekämpfen,  und  welche 
Erfolge  Bayern  bislang  bei  der  Be-
kämpfung  der  Viruserkrankung  erzielt 
hat bzw. welche weiteren Schritte ge-
plant sind.

Rechtliche Einordnung der Koi-Her-
pes-Virose (KHV)

In  einem  weiteren Antrag haben wir 
die  Staatsregierung  aufgefordert,  auf 
der Grundlage der Bewertung der Ge-
samtsituation  in  Deutschland  durch 
das nationale Referenzlabor für Fisch-
krankheiten am Friedrich-Löffler-Institut 
über  den  Stand  der  Erörterung  der 
Länder  und  Verbände  zur  Anzeige-

pflicht der Koi-Herpes-Virose (KHV) 
und  zur  Ausbreitung  der  KHV in 
Deutschland zu berichten. 
In  diesem Bericht  soll  auch  die  Not-
wendigkeit  beleuchtet  werden,  die 
KHV  auf  der  Liste  der  nicht  exoti-
schen, anzeigepflichtigen Fischseu-
chen zu führen.

Flächenhafte  Untersuchungen  der 
bayerischen  Gewässer mit  Schwer-
punkt  in  Nordbayern  sowie  einzelner 
Gewässer in Oberbayern und Schwa-
ben in den Jahren 2008 und 2009 las-
sen nämlich den Schluss zu, dass rund 
80 % der untersuchten Bestände Kon-
takt mit dem KHV-Erreger hatten, ohne 
dass nennenswerte klinische Verläufe 
auftraten.

Aufnahme des Freisinger Dombergs 
und  der  Dreiflüssestadt  Passau  in 
das Weltkulturerbe der UNESCO

Die CSU-Fraktion hat zwei weitere In-
itiativen auf den Weg gebracht, in de-
nen  die  Staatsregierung  aufgefordert 
wurde, alle Maßnahmen zu ergreifen, 
damit das historische Freisinger Dom-
berg-Ensemble und  die  Dreiflüsse-
stadt  Passau im  Rahmen  der  Fort-
schreibung der Tentativliste in die von 
der UNESCO geführte Welterbeliste 
aufgenommen werden.
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